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Zweitwohnungssteuer "Einliegerwohnungen und Zweifamilienhauser"

1. Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 10.10.11 die Verwaltung insbesondere auf-

gefordert unter Heranziehung anderer Stadte einen Vorschlag zu unterbreiten, wie mit der
Fallgruppe ,Zweifamilienhausbesitzer* weiter verfahren werden solle.

Die kommunalen Steuern haben fir die Stadt KoIn in der jetzigen Finanz- und Haushaltssi-
tuation eine enorme Bedeutung.

Das Kassen- und Steueramt erwirtschaftet einen nicht wegdenkbaren Anteil der Gesamt-
einnahmen der Stadt Koln, wie die nachfolgende Darstellung zeigt.

Jahr Gesamt Steuer- %-Anteil
IST-Einnahmen * IST-Einnahmen der Steuern
2006 3,683 Mrd. € 1,222 Mrd. € 33,19 %
2007 3,670 Mrd. € 1,297 Mrd. € 35,34 %
2008 3,000 Mrd. € 1,263 Mrd. € 42.11 %
2009 2,957 Mrd. € 1,001 Mrd. € 33,81 %
2010 2,867 Mrd. € 1,127 Mrd. € 39,31 %

*ohne Gebilihreneinnahmen fir AWB und StEB

Der Rat hat in seiner Sitzung am 16.12.04 die Zweitwohnungssteuersatzung beschlossen.
Angesichts der schwierigen Haushaltssituation wollte der Rat zum einen die Einnahmen
der Stadt verbessern, zum anderen aber auch mehr Steuergerechtigkeit herstellen. Mit der
EinflUhrung der Zweitwohnungssteuer konnten erstmals die Kélnerinnen und Kdlner, die
sich bislang nicht an den Kosten der von ihnen genutzten Infrastruktur beteiligt hatten, zur
Finanzierung herangezogen werden.

Die Haushaltslage der Stadt Kdln hat sich seither nicht verbessert. Die Einnahmen aus der
Zweitwohnungssteuer sind unverzichtbarer Teil der Gesamteinnahmen der Stadt Koln und
tragen dazu bei, ein Haushaltssicherungskonzept zu vermeiden und die politische Hand-
lungsfahigkeit der Stadt Kéln zu erhalten.

Mit der in 2004 beschlossenen Zweitwohnungssatzung hat die Verwaltung die rechtsi-
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cherste Fassung vorgeschlagen, um die zu erwartenden und dringend benétigten Ge-
samteinnahmen in keiner Weise zu gefahrden. Diese Linie der Verwaltung hat sich zuletzt
auch bei der Kulturférderabgabe bewahrt.

Seit 2005 wurden durch die Zweitwohnungssteuer tber 12,5 Mio. EUR erwirtschaftet. Hin-
zu kommen die Schlusselzuweisungen. Diese betragen in 2011 fur jeden zusatzlichen
Hauptwohnsitzinhaber ca. 1.100 EUR. Seit 2005 haben ca. 30.000 Personen ihren Kdlner
Nebenwohnsitz in ihren Hauptwohnsitz geandert. Hinzu kommen noch die nicht bezifferba-
re Anzahl derjenigen, die sich in Kenntnis der Zweitwohnungssteuer sofort gesetzeskon-
form mit Hauptwohnsitz angemeldet haben.

. Die Zweitwohnungssteuer ist eine weitverbreitete Steuer und wird z. B. von folgenden
GrolR3stadten erhoben: Aachen, Augsburg, Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Bremen,
Chemnitz, Dortmund, Dresden, Erfurt, Essen, Freiburg/Breisgau, Halle/Saale, Hannover,
Hamburg, Heidelberg, Kassel, Kiel, Leipzig, Ludwigshafen, Libeck, Magdeburg, Mainz,
Monchengladbach, Minchen, Munster, Nurnberg, Potsdam, Remscheid, Rostock, Solin-
gen, Saarbriicken, Stuttgart, Wuppertal.

Die Verfahrensweisen und Satzungswortlaute der anderen Stadte sind dabei uneinheitlich.
In der Mehrzahl der Stadte erfolgt ein Heranziehen der Zweifamilienhausbesitzer nicht;
anders als in Kdln ist dies dort bislang allerdings auch nicht thematisiert worden. In einem
Verfahren vor dem OVG Miunster (14 B 101/11) wird vorgetragen, die Zweitwohnungs-
steuersatzung der Stadt KéIn leide wegen der Nichtbesteuerung der ,Zweifamilienhausbe-
sitzer" unter einem funktionellen und strukturellen Vollzugsdefizit und verstoR3e deshalb
gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Sie sei des-
halb rechtswidrig und er [der Klager] miusse daher keine Zweitwohnungssteuer zahlen. Ei-
ne Entscheidung steht aus.

Bei der Erstellung der Zweitwohnungssteuersatzung hat die Verwaltung in Kenntnis des
Urteils des Bundesverfassungsgerichts (2 BvR 1275/79 vom 06.12.1983) betreffend die
Zweitwohnungssteuersatzung der Stadt Uberlingen bewusst alle Zweitwohnungsfalle ein-
bezogen, um eine groRtmdgliche Rechtssicherheit zu erreichen. Das BVerfG hat die Sat-
zung der Stadt Uberlingen fiir nichtig erklart, weil diese Uberlinger Biirger und Biirgerinnen
von der Zweitwohnungssteuer ausnahm. Insoweit wird auch auf die Ausfiihrungen in der
Beschlussvorlage zur Einfuhrung der Zweitwohnungssteuer (DS-Nr. 1591/004, zu I, 2.
Absatz) verwiesen.

Ein Vollzugsdefizit fihrt zur Rechtswidrigkeit der Steuererhebung und damit in Kéln jeden-
falls zum Verlust von Steuereinnahmen in Hohe von ca. 2 Mio. EUR jahrlich sowie in Folge
zu einem Ruckgang der Schlisselzuweisungen wegen erneut geanderten Anmeldeverhal-
tens.

Allerdings hat der BayVGH (entspricht dem OVG Minster fur NRW) am 04.04.06 in

2 Normenkontrollverfahren (4 N 04.2798 und 4 N 05.2249) zu den Zweitwohnungssteuer-
satzungen der Gemeinden Stadt Tegernsee und Aschau fur rechtmaRig befunden, wenn
Besitzer von Nebenwohnungen, die ihre Hauptwohnung im gleichen Gebaude haben, von
der Zweitwohnungssteuer ausgenommen werden. Abgestellt wurde damit nicht auf ,.Zwei-
familienhaus" sondern auf ,identisches Gebaude". Rechtsprechung aus NRW zu diesem
Thema ist nicht bekannt. Jede Zweitwohnungssteuersatzung ist eine kommunale Steuer-
satzung nach MaRRgabe des Kommunalabgabengesetzes des jeweiligen Bundeslandes.
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3. In Umsetzung der Satzung hat die Verwaltung bislang 1.401 Kolner Burger und Birgerin-
nen zur Zweitwohnungssteuer herangezogen, da diese die zweite Wohnung aul3erhalb
des Gebaudes der ersten Wohnung haben bzw. hatten. Dariber hinaus hat die Verwal-
tung in 2010 ca. 2.000 Zweifamilienhausbesitzer im Hinblick auf die mégliche Steuerpflicht
angeschrieben.

Auf Grund der durch die Erfahrungen der 2010 gewonnenen Erkenntnisse hat die Verwal-
tung dann 2011 nach vorheriger Information des Finanzausschusses (zuletzt DS-Nr.
1411/11 [TOP 2.6 des Finanzausschusses am 23.05.11]) die restlichen ca. 11.000 Zwei-
familienhausbesitzer angeschrieben, um auch hinsichtlich dieses Kreises die Zweiwoh-
nungssteuerpflicht zu prifen.

4. Auf der Grundlage der Mitteilung im Finanzausschuss am 10.10.11 (DS-Nr. 3224/2011),
geht die Verwaltung davon aus, dass max. ca. 10 % der angeschriebenen ca. 13.000
Zweifamilienhausbesitzer zweitwohnungssteuerpflichtig sind. Es sind diejenigen, die

- ihr Zweifamilienhaus als Einfamilienhaus nutzen, ohne - warum auch immer -
eine Umwandlung beim Finanzamt zu beantragen

- die zweite Wohnung trotz der bestehenden Wohnungssituation in Koln -
warum auch immer - gezielt leer stehen lassen.

Eine Steuerpflicht besteht dagegen nicht, wenn

- die 2. Wohnung von einem unterhaltsberechtigten Angehdérigen genutzt wird
- die 2. Wohnung an einen sonstigen Angehdérigen vermietet wird und
mindestens 75 % der ortsublichen Miete vereinbart ist,
- die 2. Wohnung an einen Fremden vermietet ist
- die 2. Wohnung leer steht und versucht wird, sie zu vermieten
- die 2. Wohnung auf Grund eines dinglichen Rechts, z. B. Wohnrecht, Niel3brauch,
(unentgeltlich oder entgeltlich) Uberlassen wird.

Die Differenzierung in unterhaltsberechtigte und sonstige Angehdrige ist auf Grund der
Rechtsprechung (VG Kolin, 21 K 3920/07) notwendig.

Das Anschreiben an alle Zweifamilienbesitzer war nétig, da die Verwaltung nur durch de-
ren Mitwirkung gerichtsfest entscheiden kann, ob eine Steuerpflicht vorliegt oder nicht.

5. Angesichts der Haushaltssituation der Stadt Koln sollte der bislang beschrittene Weg, die
Zweitwohnungssteuer moglichst rechtssicher zu gestalten, nicht verlassen werden.

Die jetzt diskutierten Falle werden dabei unter Beachtung des politischen Willens, der zur
Einflihrung der Zweitwohnungssteuer gefiihrt hat, bearbeitet. Uber Félle, die nicht unter
die o. g. Fallgestaltungen fallen, wird die Verwaltung den Ausschuss vorab unterrichten.

Fur die Umsetzung muss allerdings kurzfristig mit der weiteren Bearbeitung begonnen
werden, da ansonsten aus tatsachlichen Grinden nicht mehr alle Falle vor Verjahrungs-
eintritt, 31.12.2012 (fur das Veranlagungsjahr 2005), abschlieRend bearbeitet werden kon-
nen.

6. Fur den Fall, dass der Finanzausschuss eine andere Losung bevorzugt, hat die Verwal-
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tung eine entsprechende Vorlage vorbereitet und in die Beratung gegeben.

gez. Klug



	Zweitwohnungssteuer "Einliegerwohnungen und Zweifamilienhäuser"

